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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Christine Ostrowski, Dr. Klaus Grehn, 
Dr. Barbara Höll, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/128 - 


Sofortige Bauunterbrechung an der Bundesautobahn A 17 


A. Problem 

Nach dem vorliegenden Antrag soll die Bundesregierung aufgefor- 
dert werden, die Bauarbeiten an der Bundesautobahn A 17 sofort zu 
unterbrechen, bis mit der Überarbeitung des Bundesverkehrswege- 
planes eine Neubewertung dieses wie auch anderer Vorhaben erfolgt 
ist. 

Die Antragsteller weisen zur Begründung u.a. darauf hin, daß sich 
nach ihren Erkenntnissen die tatsächlichen gegenüber den veran- 
schlagten Baukosten von 625 Mio. DM auf mehr als 1,3 Mrd. DM 
verdoppelt haben, die Verkehrsentwicklung hinter den Prognosen zu- 
rückgeblieben ist und eine Fortführung auf tschechischem Gebiet 
fraglich erscheint. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Große Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der PDS besteht auf der Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Keine 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/128 - abzulehnen. 

Bonn, den 23. Juni 1999 

Der Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Peter Letzgus 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Peter Letzgus 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 16. Sitzung am 
21. Januar 1999 den Antrag auf Drucksache 14/128 an 
den Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
zur federführenden Beratung und an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie an 
den Ausschuß für Angelegenheiten der neuen Länder zur 
Mitberatung überwiesen. 

II. 

Nach dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, die Bauarbeiten an der Bundesautobahn A 17 
sofort zu unterbrechen, bis mit der Überarbeitung des 
Bundesverkehrswegeplans eine Neubewertung dieses 
wie auch anderer Vorhaben erfolgt ist. Nach Auffassung 
der Antragsteller ist die Bauwürdigkeit dieser Autobahn- 
strecke, zumindest aber ihre Einordnung in den Vor- 
dringlichen Bedarf, im Hinblick darauf in Zweifel zu 
ziehen, daß für die BAB 17 seit mehreren Jahren fest- 
stehe, daß sich die tatsächlichen Baukosten gegenüber 
den veranschlagten Kosten von 625 Mio. DM auf mehr 
als 1,3 Mrd. DM verdoppelt hätten und somit das Nut- 
zen-Kosten- Verhältnis erheblich verschlechtert worden 
sei. Außerdem werden ökologische Bedenken geltend 
gemacht. 

III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit sowie der Ausschuß für Angelegenheiten der 
neuen Länder haben jeweils mit großer Mehrheit gegen 
die Stimmen der Fraktion der PDS die Ablehnung des 
Antrags empfohlen. 

IV. 

Der Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
hat den Antrag in seiner 16. Sitzung am 23. Juni 1999 
beraten. Er empfiehlt, mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der PDS den 
Antrag abzulehnen. 


Der Ausschuß ist in seiner großen Mehrheit der Ansicht, 
daß die im vorliegenden Antrag der Fraktion der PDS 
aufgeführten Gründe nicht ausreichen, die sofortige Bau- 
unterbrechung an der Bundesautobahn A 17 zu fordern. 
Er ist sich mit der Bundesregierung darin einig, daß alle 
begonnenen Straßenbauprojekte zu Ende zu führen sind. 
Gerade in den neuen Ländern besteht trotz erheblicher 
Investitionen in den Straßenausbau - bis 1998 waren 
dies 25 Mrd. DM - immer noch ein Nachholbedarf, was 
die Verkehrsinfrastruktur betrifft. Die A 17 ist besonders 
wichtig. Sie hat nicht nur regionale Bedeutung für den 
Raum Dresden als Ortsumgehung - 70 % Zustimmung 
hat eine Bürgerbefragung ergeben -, sondern sie hat 
überregionale, internationale Bedeutung mit ihrer Funk- 
tion für den Korridor 4 der paneuropäischen Straßenver- 
bindungen von Skandinavien nach Südeuropa. Diese 
Straßenverbindung hat auch im Hinblick auf die EU- 
Osterweiterung großes Gewicht. Für die MOE-Staaten, 
vor allem für Tschechien, ist der Zugang zum europäi- 
schen Binnenmarkt vordringlich. Die Ausschußmehrheit 
weist gegenüber den Antragstellern darauf hin, daß von 
der ursprünglich erwogenen Privatfinanzierung Abstand 
genommen worden ist und statt dessen EFRE-Mittel be- 
antragt worden sind. Sie räumt ein, daß es noch Pro- 
bleme gibt, die aber in Gesprächen mit der tschechischen 
Seite gelöst werden können. Zwei Klagen sind vor dem 
Verwaltungsgericht abgewiesen worden. Über eine wei- 
tere Klage wird demnächst entschieden. Zu bedenken ist 
nach Auffassung der Ausschußmehrheit, daß mit dem 
Bau der A 17 bereits im Sommer 1998 begonnen worden 
ist, daß die Beurteilung dieser Trasse im Rahmen des 
Bundesverkehrswegeplans durch die Bundesregierung 
längst abgeschlossen ist und daß es hier um 12 000 Ar- 
beitsplätze geht. 

Die Fraktion der PDS besteht auf der Annahme ihres 
Antrags. Sie weist darauf hin, daß dieser Antrag bereits 
am 2. Dezember 1998 eingebracht wurde. Mittlerweile 
gebe es einen Baufortschritt. Damit seien aber die Pro- 
bleme nicht beseitigt. Die beantragten EU-Mittel reich- 
ten nicht aus für eine gesicherte Finanzierung. Die A 17 
durchschneide mehrere Naturschutz- und Landschafts- 
schutzgebiete und sei daher ökologisch nicht zu verant- 
worten. 


Bonn, den 23. Juni 1999 


Peter Letzgus 

Berichterstatter 
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